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Regionale Durchführung des Haager Adoptionsübereinkommens HAÜ

Bericht und Antrag des ZRK-Ausschuss an die 70. ZRK vom 16.5.2002

22. April 2002

A
Haager Überreinkommen vom 29.5.1993 über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoptionen (HAÜ)

Am 22.6.2001 haben die Eidg. Räte das Haager Adoptionsübereinkommen sowie das Einführungsgesetz genehmigt. Das HAÜ will sicherstellen, dass internationale Adoptionen zum Wohl des Kindes und unter Wahrung seiner Grundrechte stattfinden. Es koordiniert die Verfahren im Herkunfts- und Aufnahmestaat und führt materielle Mindestvorschriften für die Bewilligung einer internationalen Adoption ein sowie ein System der Zusammenarbeit zwischen den Behörden von Herkunfts- und Aufnahmestaat (HAÜ Art. 1). Zudem gewährleistet das HAÜ die Anerkennung von vertragskonformen Adoptionen in allen Vertragsstaaten und verhindert damit hinkende Statusverhältnisse. 

Das HAÜ regelt im Wesentlichen das Platzierungsverfahren. Dazu sieht es eine Behördenstruktur mit Zentralen Behörden in den Vertragsstaaten vor. Für die Schweiz schreibt das ausführende Bundesgesetz eine Zentrale Behörde des Bundes vor. Sie ist insbesondere für den grenzüberschreitenden Verkehr und die Beratung der Kantone zuständig. Daneben haben die Kantone Zentrale Behörden einzusetzen. Diese nehmen all jene Aufgaben wahr, die nicht der Bundes-Zentralbehörde übertragen sind. Es ist dies namentlich die Bearbeitung der einzelnen Adoptionsfälle (Art. 3 BG zum HAÜ): 

a.
die Untersuchung und das Erstellen der Berichte über die Eignung der künftigen Adoptiveltern und des Kindes zur Adoption (Art. 9 Bst. a, 15 Abs. 1, 16 Abs. 1 und 20 HAÜ); 

b.
der Entscheid, das Kind den künftigen Adoptiveltern anzuvertrauen, die Zustimmung zum entsprechenden Entscheid der ausländischen Zentralen Behörde sowie die Zustimmung zur Fortsetzung des Verfahrens (Art. 17 HAÜ); 

c.
der Entscheid über die Rückkehr des Kindes in seinen Heimatstaat (Art. 21Abs. 1 Bst. c HAÜ); 

d.
die Ausstellung der Adoptionsbescheinigung (Art. 23 Abs. 1 HAÜ), wenn die Adoption in der Schweiz ausgesprochen worden ist.

Gegen die Entscheide der Zentralbehörden der Kantone müssen jene kantonalen Rechtsmittel zulässig sein, die den Anschluss an die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht gewährleisten. 

B
Bedeutung für die Kantone

HAÜ und BG zum HAÜ verlangen von den Kantonen ausdrücklich die Errichtung Zentraler Behörden. Der Bund revidiert zudem das Pflegekinderwesen und verlangt neu, dass auch für die Erteilung der Pflegekinderbewilligung dieselbe Zentrale Behörde zuständig ist (rev. ZGB Art. 316). Auch haben die Kantone eine Stelle zu schaffen / bestimmen, die Adoptivkinder bei der Suche nach ihren biologischen Eltern beratend unterstützt (rev. ZGB Art. 268c).

Mit diesen Massnahmen will das HAÜ und der Bund das notwendige Fachwissen und die Erfahrung sicherstellen, um das Kindeswohl optimal gewährleisten zu können. Es sollen Strukturen mit Behörden vermieden werden, die nur wenige Fälle zu behandeln haben und quasi mit jedem Verfahren Neuland betreten. Dies umsomehr als die zu treffenden Abklärungen für die vom HAÜ vorgeschriebenen Berichte psychologische und sozialwissenschaftliche Fachkenntnisse voraussetzen. Der Bund stellt die Vermutung auf, dass das Personal einer Zentralen Behörde zu mindestens 50% mit internationalen Adoptionen ausgelastet sein muss, um die erforderliche Professionalität gewährleisten zu können. Wird ein solches Pensum aufgrund der kantonalen Fallzahlen nicht erreicht, empfiehlt der Bund ausdrücklich die interkantonale Zusammenarbeit (vgl. BBl 1999 5811).

Anderseits entfällt neu die kantonale Aufsicht über über die schweizerischen Adoptionsvermittlungsstellen. 

C
Zur Zusammenarbeit

1.
Einleitung

Bei der Durchführung des HAÜ handelt es sich nicht um eine grundsätzlich neue Aufgabe. Die neuen Rechtsgrundlagen verlangen aber eine Neuorganisation und teils erweiterte Aufgaben mit neuen Ansprüchen. Aus den Kantonen SZ und OW kamen daher explizit die Anregungen, eine regionale Durchführung des HAÜ zu prüfen. Auch der Bund unterstützt die gemeinsame Umsetzungen und er hat die Kantone speziell dazu zu einer Koordinationssitzung eingeladen (25.2.2002). Die Schweizerische Konferenz der Vormundschaftsbehörden (VBK, Sekretariat bei der HSA Luzern) ist überzeugt, dass die vom HAÜ geforderte Qualität bei den bestehenden Fallzahlen von den meisten Kantonen nur in Kooperation mit anderen erreicht werden kann. Sie empfiehlt daher ausdrücklich gemeinsame Lösungen.

Gesamtschweizerisch fallen jährlich rund 400 bis 500 Adoptionen in den Geltungsbereich des HAÜ. Diese Zahl kann schätzungsweise nicht relativ zur Bevölkerung auf die Kantone verteilt werden. Als Annahme für diesen Bericht ist für die Zentralschweiz von einer jährlichen Zahl von höchstens 40 Adoptionsverfahren nach HAÜ auszugehen. Diese ist wiederum zu verteilen auf die sechs Kantone. Insbesondere für die Zentralschweiz muss daher davon ausgangen werden, dass je die Kantone für sich allein die geforderten Voraussetzungen nicht werden gewährleisten können. Es sind daher ernsthafte Überlegungen für ein gemeinsames Vorgehen anzustellen.

2.
Zusammenarbeitsprojekt

Im Zentrum eines Projektes steht die regionale Organisation einer Zentralen Behörde mit den vom HAÜ und dem BG zum HAÜ übertragenen Aufgaben rund um die internationale Adoption sowie um die Pflegekinderbewilligung (es geht primär um Aufgaben der Abklärung etc., die Entscheidkompetenzen können kantonal geregelt werden). Mittel- bis langfristig sind Überlegungen anzustellen, ob der zu schaffenden Stelle auch weitere Aufgaben übertragen werden können, Fragen wie des Kinderschutzes, einer Begutachtungs- und/oder Beratungsstelle. Einerseits werden für all diese Aufgaben vergleichbare Fachkompetenzen verlangt und anderseits wurde von verschiedener Stelle bereits offen kundgetan, dass diesbezüglich in der Zentralschweiz ein Mangel bestehe. Da aber die Zeit für die Durchführung des HAÜ drängt, wäre prioritär die Frage der Zentralen Behörde nach HAÜ anzugehen. Aus demselben Grunde ist ausnahmsweise auch auf ein Vorprojekt zu verzichten und in einem Projekt unmittelbar eine Vorlage für eine regionale Durchführung des HAÜ zu erarbeiten.

3.
Einschätzung

Bei der Durchführung des HAÜ handelt es sich nicht um eine gänzlich neue Aufgabe. Dies birgt die Gefahr, dass die Kantone eine sanfte Reorganisation des status quo ins Auge fassen könnten. Betrachtet man indes das Neue am HAÜ, insbesondere die zu errichtenden Zentralen Behörden, so kann sehr wohl von einer neuen kantonalen Aufgabe gesprochen werden. Insofern sollte eine unbefangene Diskussion über die gemeinsame / koordinierte Erfüllung möglich sein. Die bei der Projektarbeit zu erwartenden Probleme dürften die üblichen sein (im Grundsatz gemeinsame Einrichtung oder Leistungskauf; Finanzierung mit Sockel oder je Fall; Standortfrage). Speziell zu untersuchen wäre auch die Frage, welche Aufgaben letztlich im Projekt zusammenzufassen sind (sämtliche Fragen der Adoption und Pflegekinder; nur HAÜ-Umsetzung; erweitern durch Kinderschutz, etc.).

Als mögliches Zusammenarbeitsfeld der ZRK sind zwei Vorteile speziell hervorzuheben:

a)
Die Zentrale Behörde erhebt für ihre Dienstleistungen eine Gebühr von den Adoptiveltern. Diese wird der Bundesrat festsetzen (Art. 15 BG zum HAÜ). Damit dürfte zum Vornherein klar sein, dass das Verfahren in der ganzen Region gleich teuer/günstig sein wird.

b)
Die Zentrale Behörde hat zwar Abklärungen vor Ort, bei den Adoptiveltern, zu treffen. Dennoch kann festgehalten werden, dass sie weitestgehend orts- und insbesondere zentrumsunabhängig ist. Auch den gesuchstellenden Adoptiveltern erscheint eine irgendwo im Raum Zentralschweiz angesiedelte Zentrale Behörde als zumutbar. Sowohl als gemeinsame Einrichtung als auch via Leistungskauf kann die Zentrale Behörde ihren Sitz überall haben. Das Projekt könnte daher die Chance bieten, unter dem Aspekt der Zusammenarbeit einen gewissen regionalen Ausgleich zu fördern (allerdings sollte die Standortdiskussionen das Projekt insgesamt nicht gefährden). 

Aufgrund der geringen Anzahl Fälle pro Jahr könnten sich die Kantone aber auch überlegen, die Durchführung des HAÜ einer bestehenden Verwaltungseinheit zuzuordnen. Es wäre dies sicherlich eine kostengünstige Variante (kostengünstiger als eine regionale Durchführung). Allerdings muss in Frage gestellt werden, ob die vom HAÜ und Bund erwartete Fachkompetenz auf diese Weise erreicht werden kann. Der Nutzen einer gemeinsamen Lösung ist daher weniger auf der finanziellen als viel mehr auf der qualitativen Seite zu sehen. Insofern bedeutet die Gutheissung einer regionalen Lösung auch ein Entscheid zu Gunsten der Qualität auf Kosten der Finanzen. (Die genauen Folgen können aber erst mit der Vorlage präsentiert werden.)

4.
Zusammenarbeitsform

Eine regionale Durchführung des HAÜ kann verschiedene Formen annehmen:

a)
Eine gemeinsame Zentrale Behörde. Sie hat den Vorteil, gute Voraussetzungen zu bieten, zu einem späteren Zeitpunkt weitere Aufgaben zu übernehmen und so z.B. eine regionale Kompetenzstelle in Sachen „Kindeswohl“ zu werden. In der Regel kommt den Vertragskantonen bei gemeinsamen Einrichtungen das gleiche Mitspracherecht zu.

b)
Der Leistungskauf bei Nachbarkanton. Er dürfte dagegen einfacher zu verwirklichen sein, indem ein Kanton seine Zentrale Behörde autonom auf die Beine stellt und die von ihm für sich geplanten Dienstleistungen weiteren Kantonen zum Kauf anbietet. Das Mitspracherecht der Kantone ist nur gering, dafür die Freiheit, auszusteigen und neue Lösungen zu suchen grösser. Auf die Dauer dürfte der Leistungskauf tendenziell aber eher die schwerfälligere Lösung sein.

c)
Auslagerung. Jeder Kanton bezeichnet eine eigene Zentrale Behörde. Diese beschränkt sich auf die Funktion der Anlaufstelle. Die eigentliche Tätigkeit wird ausgelagert. Die Stiftung internationaler Sozialdienst (gemeinsam mit der Schw. Fachstelle für Adoption
) hat sich z.B. anerboten, sämtliche Dienstleistungen anzubieten. Falls die Kantone gemeinsam einen Leistungskauf in Betracht ziehen, könnte sich die Stiftung gar die Errichtung eines Büros in der Zentralschweiz vorstellen.

D
Zusammenarbeitsprojekt

Das HAÜ und das BG zum HAÜ werden nicht vor dem 1.1.2003 (event. auf dieses Datum hin) in Kraft treten. Bis dahin sollten sich die Kantone auch im Klaren sein, wie sie die Gesetzgebung umsetzen (der Bund erwartete von den Kantonen bis Ende April 02 die Mitteilung des angestrebten Weges). Dieser zeitliche Druck veranlasst den Ausschuss, auf ein Vorprojekt zu verzichten und unmittelbar das Projekt zu beantragen. D.h. die Projektorganisation hat eine Vorlage zur regionalen Durchführung des HAÜ auszuarbeiten. 

In der Zentralschweiz gehört die Frage des HAÜ einmal mehr nicht zum Aufgabenbereich einer ständigen Fachdirektorenkonferenz (3 Mitglieder ZGDK, 2 ZJDK und DI Zug). Für das Projekt ist daher eine ad hoc Steuerungsgruppe der zuständigen Behördenmitglieder einzusetzen. Als Infrastruktur steht dieser das ZRK-Sekretariat zur Verfügung (Unterstützung kann auch vom VBK-Sekretariat, das an der HSA Luzern angesiedelt ist, erwartet werden). Die Steuerungsgruppe soll zudem die Möglichkeit haben, weitere Arbeitsgruppen, z.B. eine der zuständigen kantonalen Fachangestellten, zu bilden. 

E
Anträge
Der ZRK-Ausschuss beantragt der 70. ZRK vom 16. Mai 2002:

1.
Die ZRK nimmt Kenntnis vom Bericht des Ausschusses über die regionale Durchführung des Haager Adoptionsübereinkommens HAÜ.

2.
Die ZRK setzt eine Steuerungsgruppe HAÜ ein, die sich aus den für die Durchführung des HAÜ zuständigen Behördenmitgliedern zusammensetzt. 


Die Steuerungsgruppe HAÜ hat den Auftrag, der 71. ZRK vom 21.11.02 den Entwurf einer Vorlage mit Bericht über eine regionale Durchführung des HAÜ zu unterbreiten. 

3.
Die Steuerungsgruppe kann Arbeitsgruppen bilden. Das Sekretariat der Schweiz. Konferenz der Vormundschaftsbehörden (VBK), an der HSA Luzern, ist angemessen in das Projekt einzubeziehen.


Die Projektadministration liegt beim ZRK-Sekretariat.







� Botschaft, BBl 1999 S 5795: � HYPERLINK http://www.admin.ch/ch/d/ff/1999/5795.pdf ��http://www.admin.ch/ch/d/ff/1999/5795.pdf�, Bundesgesetz zum HAÜ, BBl 2001 2908: � HYPERLINK http://www.admin.ch/ch/d/ff/2001/2908.pdf ��http://www.admin.ch/ch/d/ff/2001/2908.pdf� 


� Die Stiftung hat zusammen mit der Fachstelle für Adoption und Terre des Hommes bereits ein Nachschlagewerk für Behörden und Fachpersonen zur Umsetzung des Haager Adoptionsübereinkommens erarbeitet. Kopie des Entwurfs steht dem ZRK-Sekretariat zur Verfügung.





Sekretariat ZRK, Dorfplatz 2, 6371 Stans, Tel 041 618 79 21, Fax 041 618 79 11, info@zrk.ch
www.zrk.ch
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